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| Inland. 

Berlin, den 12. Sept. Se. Maj. der König haben Allergnädigſt geruht: 
Dem Kreis⸗Steuer⸗Einnehmer Patzki zu Strasburg in Weſtpreußen, dem Pa- 
stor primarius Obenaus zu Garz a. d. O. und dem katholiſchen Pfarrer und 
Schul⸗Juſpektor Laufkotter zu Brenken, im Kreiſe Büren, den Rothen Adler: 
Orden vierter Klaſſe; ſo wie dem evangeliſchen Schullehrer Walpuski zu Bro⸗ 
dan, im Kreiſe Neidenburg, dem cvangeliſchen Küſter und Schullehrer Stege⸗ 
mann zu Röddelin, im Regierungsbezirk Potsdam, und dem katholiſchen Chor⸗ 
rektor Zinke zu Landeshut, im Regierungsbezirk Liegnitz, das Allgemeine Eh- 


renzeichen zu verleihen; und die Intendantur⸗Aſſeſſoren Wahnſchaffe, Hay 
und Wilcke zu Meilitair-Jutendautur⸗Räthen zu ernennen. 


Poſen, den 13. September. In Wronke iſt die Cholera ausgebrochen und 
zwar mit einer Heftigkeit, die für das erſte Auftreten etwas ſehr Auffälliges hat. 
Der Oberpraͤſident Herr Beurmann iſt heute dorthin gereiſt, um an Ort und 
Stelle die Lazarethe zu beſichtigen und die erforderlichen Einrichtungen zu treffen. 

Berlin, den 11. September. Der Reichsverweſer hat auf Antrag 
des Reichsminiſteriums beſchloſſen, daß in dem ſchriftlichen Geſchäftsverkehr 
zwiſchen ihm und den höchſten Reichsbehörden, ſo wie zwiſchen dieſen und den 
höchſten Landesbehörden der Deutſchen Einzelſtaaten nicht das alte fteife Cere⸗ 
moniell Eingang finde, wie es beſonders feit den Zeiten des dreißigjährigen 
Krieges in Deutſchland ſo beliebt war. Das alte Zopfweſen bekommt auch hier 
wieder einen Stoß. Die Prädikate Excellenz, Hochwohlgeboren und 
dergl. in Anreden und Aufſchriften ſollen wegfallen. Die närriſche Sitte, die 
Leute nicht unmittelbar und perſönlich, ſondern ſtatt ihrer nur eine Geburts- 


klaſſe anzureden, exiſtirt außer bei uns titelfüchtigen Deutſchen wohl nur noch 


in Rußland, wo man die Narrheit nicht bloß auf den schriftlichen Verkehr bes 
ſchränkt, ſondern ſogar die mündliche Unterhaltung in ſolchen Formen führt. 
Jetzt, wo die Standes vorrechte aufgehoben find, haben ſolche auf Stans 
des⸗ und Geburtsunterſchiede ſich beziehende Prädikate (es ſind ihrer aber in 
bewundernswürdiger Fülle vorhanden: vom hochgebornen Grafen, dem hoch— 
wohlgebornen Edelmann und höheren Beamten, durch den gewöhnlichen wohlge⸗ 
bornen Sterblichen hindurch zum ganz ordinären, aber doch edelgebornen Schuh⸗ 
flicker, von des Erzbiſchofs Gnaden, durch des Biſchofs Hochwürden, zu des 
einfachen Pfarrers Hochehrwürden u. ſ. f.) gar keinen Sinn mehr. Die Kauf⸗ 
leute, prakliſch, wie es Männer ihres Berufes fein müſſen, find der einzige 
Stand, der dieſen Zopf bisher nicht getragen. Sie haben in ihrem Geſchäfts⸗ 
verkehr unter einander niemals derartige Prädikate gebraucht. Seit den März⸗ 
bewegungen bat man hier in Berlin auch angefangen, in anderen Kreiſen den 


geſunderen natürlichen Verkehr eintreten zu laſſen, es wird immer allgemeiner 
kann aber erſt herrſchende Sitte werden, wenn das Geſetz zu row 


welches für den amtlichen Verkehr die fraglichen Prädikate befeitigt. Der An⸗ 
fang ift dazu gemacht ſchon vor der Revolution. Das Preußiſche Juſtizmini⸗ 
ſterium hatte ſchon vor einigen Jahren die Juſtizbehörden angewieſen, die über⸗ 
flüffigen Behördenſchnörkel (Hochpreislich, Hochlöblich, Wohllöblich) wegzu⸗ 
laſſen. Die ſtädtiſchen Behörden Berlins haben jetzt untereinander ein gleiches 
Abkommen getroffen. Nun gilt es nur noch, nach dem Vorgange Frankfurts 
auch die Perſonenſchnörkel abzulegen und wir tragen eine Lächerlichkeit weniger. 

A Berlin, den 11. Sept. Wie der konſtitutionelle Klub vor es 
nigen Monaten im Gegenſatz gegen die ultrademokratiſchen Congreſſe feine Kräfte 
zu concentriren ſuchte und einen konſtitutionellen Congreß verauſtaltete, jo ſucht er 
gegenwärtig wiederum die Anhänger der konſtitutionellen Monarchie zu ſammeln 
und an einander zu ſchagren, um dem wahren demokratiſchen Konſtitutionalismus 
in dem aufgeregten Kampfe der Parteien eine kräftige Stütze zu gewähren, und 
beiden extremen Richtungen Schach zu bieten. Die beiden Ultra-Parteien, man 
muß es anerkennen, haben mit großer Umſicht planmäßig und beſonnen operirt. 
Sie haben die beiden Hauptmittel, die in gegenwärtiger Zeit außer dem Gelde 
zum Wirken bleiben, Preſſe und Vereine, klug und raſtlos benutzt. Dit abſolu⸗ 
tiſtiſche hat ihre eigenen Journale gegründet nicht minder, wie die auf Republik 
e . h hinarbeſtende Partei die ihrigen hat und jetzt namentlich die „Re— 
form zu verbreiten ſucht. Die konſtitutionelle bewußte und entſchiedene Mitte 
hat eigentlich nur das nicht gelefene Klubblatt, denn die viel geleſenen Zeitungen 
ſchwanken hin und her. Eben jo haben die extremen Parteien ihre zahlreichen 
Vereine und ſtärken fie täglich durch Zweigvereine, während der konſtitutionelle 
n vereinzelt in ſeiner Art daſteht. Ju dieſer kritiſchen Lage hat er jetzt 
= u gefaßt, feine Partei zu organifiren, ſie zu kräftigen durch beſtimmte⸗ 
4 1 5 n an die verwandten Vereine, durch Gründung von Zweigver⸗ 

Als a Moge ſein Bemühen nicht fruchtlos fein. Es iſt hohe Zeit! 

fident mein fter-Gombination wird angegeben: Beckerath, Miniſter⸗Prä⸗ 

. ſen, Vinte, Rado wis a 


— 
9 a hat in ſeiner Stellung als kommandirender General des Oſt⸗ 
nüther gethan. Sch einen nicht unwichtigen Schritt zur Verſöͤhnung der Ger 
reactionalren 9 ie ai das Militair dringend erſucht, ſich nicht bei dem 

Berlin, den 12. Sch reine in Königsberg zu bekheiligen. 
nal⸗Verſammlung über den Stei m Tten d., dem Tage, an welchem die Natio⸗ 
ein Plakat des Herrn Held in achen Antrag entſchled, erſchien Nachmittags 
warnte, der nur mit dem Unter welchem dieſer das Volk vor einem Auſſtande 
Dies Plakat hatte mi mer gange der errungenen Freiheiten endigen würde. 

bote nicht geringes Aufsehen erregt und mannigfache Auslegun⸗ 


= 


Zeitung. 


ſich in der am Sonntage 
auf dem Platze vor den Zelten gehaltenen, überaus zahlreich beſuchten Volks⸗ 


gen erfahren, ſo daß Herr Held es für gut fand, 


verſammlung zu rechtfertigen, Herr Held begann feine einſtündige, mit leb⸗ 
haftem Beifall begleitete Rede mit der Erklärung, wie tief es ihn ſchmerze, 
daß er, nachdem er von der reaktionären Partei fo viele Angriffe erfahren, 
jetzt von ſeiner eigenen, der demokratiſchen Partei, oder vielmehr von ein⸗ 
zelnen Führern derſelben, angefeindet und verdächtigt werde. Dies rührt viel⸗ 
leicht daher, weil er niemals die Cameraderie dieſer Herren geſucht, ſondern, 
feit feinem politiſchen Auftreten in Berlin, ſtets allein gewirkt, ſeine Stütze 
nur im Volke geſucht und gefunden habe. Sein Wirken bezwecke, dem Volke 
den Weg zu zeigen, auf welchem es die beiden Güter, ohne welche das Leben 
keinen Werth habe: Freiheit und Brod, erlangen könne. Brod ohne Frei⸗ 
heit ſei nichts werth, Freiheit ohne Brod aber auch nicht. Seine Ueberzeugung 
fei am ſten die geweſen, daß das Volk, nach den getroffenen Maßregeln der 
Regierung, in einem Kampfe unterliegen müſſe, und dieſe Ueberzeugung habe 
er heute noch. Man habe ihm vorgeworfen, daß er durch ſein Plakat das 
Volk entmuthigt habe; er aber ſage, die Herren, welche nur immer vom Los⸗ 
ſchlagen ſprächen, bedächten die Folgen nicht. Sein Plakat ſei am 7ten Nach⸗ 
mittags 4 Uhr erſchienen, wo noch Niemand wiſſen konnte, wie die Abſtimmung 
über den Stein ſchen Antrag ausfallen würde. Wenn aber bei einer etwaigen 
Verwerfung deſſelben Grund zu einem Auſſtande geweſen, fo ſei er es jetzt, 
nachdem derſelbe angenommen worden, noch mehr; denn der Sieg, welchen die 
Linke errungen zu haben wähne, ſei die ſchmählichſte Niederlage, die ſte jemals 
erlitten habe. Wenn fle das Miniſterium ſtürzen wollte, hätte ſie ganz anders 
verfahren müſſen. Wer wolle denn die Miniſter zur Abdankung zwingen? die Nas 
tionalverſammlung doch nicht? denn dieſe habe, während ihres viermonatlichen Bei⸗ 
ſammenſeins, noch nicht einmal ein Geſetzüber die Verantwortlichkeit der Miniſter ge⸗ 
macht, alſo auch kein geſetzliches Mittel, dieſe zur Abdankung zu zwingen! Der Redner 
ließ ſich nochweiter über die Thätigkeit der Ratlonalverſammlung aus, die er den 
Hauptfigder Reaktion nannte, von der das Volt nichts zu hoffen habe, und ſchloß feine 
Rede unter großem Beifall. Herr Reich, der nach ihm zur Vertheidigung der 
demokratiſchen Partei das Wort nahm, wurde von der Verſammlung in ſeiner 
Rede fo oft unterbrochen, daß er dieſe nicht beendigen konnte und die Tribüne 
verließ. Der Vice⸗Präſident des Clubs ſuchte noch einige Punkte der Rede des 
Herrn Held zu widerlegen und ſagte, dieſer würde wohl thun, wenn er einge⸗ 
ſiehe, er habe fein Plakat in der Uebereilung geſchrieben. Herr Held aber er⸗ 
klärte, er habe ſein Plakat mit voller Ueberlegung geſchiieben und feine An⸗ 
ſicht fei noch heute diefelbe, wie am 7ten; er bat, das Volk möge fein Urtheil 
über ihn zurückhalten, bis zu dem Tage, wo er vor daffelbe hintreten und ihm 
tagen könne: Das habe ich für Euch gethan. Die Verſammlung trennte ſich 
mit einem dreimaligen Hoch auf Herrn Held. (Spen. 31g.) 
Frankfurt, den 8. September. (74. Sitzung der fonftitnirendeit 
I National- Verſammlung. Schluß des Berichts.) Es wird 
ur agesordunng gejchritten. ‚ Sortfegung der Berathung über §. 14. des Ber. 
Fan Dieſer Paragraph lauter: 7 Neue Meligtonsgeſellſchaften dürfen 
ſich bilden; einer Anerkennung ihres Bekenntniſſes durch den Staat bedarf es 
nicht.“ Löwe von Calbe: Die Vermiſchung von Staat und Kirche iſt der rothe 
Faden, welcher durch die Geſchichte ſich gezogen. Durch dieſe Vermiſchun haben 
wir in Deutſchland viel gelitten, mehr aber noch dadurch, daß zu feder roßen 
Entwicklung religioͤſe Elemente hinzutraten. Die Uebergriffe der Kirche 10 das 
Gebiet des Staates liegen hinter uns; auch der religiöſe Fanatismus iſt begra⸗ 
Mi Wie in dem Gauge unſerer Verhandlungen, ſo wird ſich dies auch bei dem 
7 Der Reduer erörtert den Standpunkt, von welchem der Verfaſ⸗ 
Ir usſchuß in dieſer Frage aus gegangen. Der Ausſchuß habe ſich bemüht, 
5 Eingriff in die kirchlichen Verhältuiſſe zu meiden, allein er habe nicht alle 
BR, Divenbigen Conſequenzen gezogen. Das Wort „ unabhängig“ ſei mannigfach, 
= leicht auch mitunter in den Anendements mißverſtanden worden. So lange 
die Kirche den Schutz des Geſetzes genieße, muüſſe fie auch dem Staate unterwor⸗ 
fen bleiben. Die Aufgabe der Verſammlung ſei es, die Kirche weſentlich ſelbſt⸗ 
ſtaͤndig zu erhalten, keinen ſtaatlichen Einfluß auf ihre inneren Angelegenheiten, 
keine Ueberwachung des Verhältnifjes der Glieder zu ihren Obern auszuüben. 
Dann aber müſſe ſich auch die Kirche vom Staate abſondern, deſſen Pflicht in 
der Uebernahme der Schule liege. Kunth von Bunzlau entwickelt einen eigenen 
Verbeſſerungsautrag zum zweiten Minoritätsgutachten. Diefer Antrag lauter: 
>. verſchiedenen Meligionsgefellfchaften beſorgen ihre innern Augelegenbeiten, 
ſelbſtſtändig; auch in die Anordnung des Cultus hal ſich der Staat nicht zu mi⸗ 
ben, en dune St lach wo Dh, dome bene Ba 
Religionsgeſellſchaft die Sittlichkeit gefahrdet werde; daß keinem Sener ver⸗ 
ihm garantirte Glaubens und Gewiſſensfreiheit, von wem es auch . Reli⸗ 
ſucht werden möge, auf irgend eine Weiſe verkümmert werde; Fa ſtörend 
gionsgeſellſchaft einer andern bei Ausübung ihres Dieligionebeh f weckmaͤßige 
oder feindſelig in den Weg trete; daß das Rirchenvermdgen ene büden die 
Weiſe verwaltet und verwendet werde; daß ſich nicht tirchliche f 
f h entgegen zu arbeiten, und 
es ſich zum Zwecke fegen, den hoͤchſten Staatszwecken #U° 
ung Dar 8 erlaſſenden Geſetze entſchieden 
daß in allen dieſen Fallen nach einem darüber zu für veligiöfe Freiheit 
werde. 9. Salzwedell aus Gumbinnen ſpricht er 0 übel . 3 
Die Franzoſen ſeien die Vorkämpfer der polleiſchen B Rn ah ve yes 
ſchen ſeien die Vorkämpfer der religiösen. Der Redner weiſt einen Angriff 
Ofrörer's, welcher die Maltreſſenwüthſchaft als eine Folge des Proteſtantis⸗ 


nus bezeichnet habe, durch die Behnuhtung zutüc, daß dieſes Lmwefen nngends 
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größer geweſen fei, als am Hofe Frankreichs. Der Redner ſchlleßt ſich dem er, 
ſten Minoritätsgutachten v. Laſſaulx's und Genoſſen unter der Bedingung an, 
daß die Worte „unabhängig von der Staatsgewalt“ wegfallen. (Vielfacher Ruf 
nach Schluß der Debatte.) v. Bally aus Beuthen bedauert, daß die ganze 
Sophifterei der Encyclopädiſten des vergangenen Jahrhunderts in der Verſamm⸗ 
lung als Geſchichte vorgetragen worden ſei, um die kathol. Kirche mit Schmähun⸗ 
gen zu überhäuſen. Man betufe ſich jo eifrig auf die Volksſtimme, vergeſſe 
aber, daß das Laudbvolk, die Mehtzahl der Bevölkerung, volle religiöse Freiheit 
wolle. 14,042 Petitionen {mit 273,000 Unterſchriften lägen vor, in welchen 
die Unabhängigkeit der Kirche vom Staate nach allen ihren Conſequenzen gefors 
dert werde. Dieſe Bittſchriften feien mehrfach verdächtigt worden. Für alle 
vermöge der Redner freilich nicht zu bürgen. (Unterbrechung). „Die Rede ift 
das Eigenthum des Redners bis zu Ende. Für die Lauterkeit der Unterſchriſten 
die ich niedergelegt habe, bürge ich, und begreife nicht, wie man in einer Ver, 
ſammlung die den Volkswillen zu vertreten hat, auf ſo ſchreiende Verdächtigun⸗ 
gen des Volkes ſich einlaſſen und vergeſſen kann, daß Oeutſchlands Ehre und 
Treue eine Beengung der religiöſen Freiheit nimmer geſtattet. Laſſen Sie dieſes 
unbeachtet, fo werfen Sie eine Brandfackel in das Volk. Hiten Sie ſich, die 
zeligiöfen Parteien auf den Kampfplatz der politiſchen Factionen zu rufen. Es 
it über den vorliegenden Paragraphen namentliche Abſtimmung verlangt worden; 
es wird ſich bei dleſer Gelegenheit zeigen, wer deun eigentlich die Finſterlinge im 
Haufe find. (Unruge.) Ich und meine Freunde verlangen volle Freiheit, weil 
jeder Schritt zur Freiheit ein Schritt zur Einheit iſt.“ Die Berathung über 9. 14. 
wird als geſchloſſen erflärt. Beſeler als Berichterſtatter ergreift das Wort, 
um der Berfammlung die von dem Ausſchuſſe beantragte Faſſung des 8. 14. 
wiederholt anzuempfehlen. Nachdem von Laſſaulx der Verſammlung zugeru⸗ 
fen, daß ihre Entſcheidung in Betreff dieſes Paragraphen über die Zukunft Deuiſch⸗ 
lands entſcheide, und v. Beckerath und v. Salzwedell namentliche Ab⸗ 
fimmung über ihre Anträge verlangt haben, werden eine Reihe von Verbeſſe⸗ 
sungsanträgen verleſen, und in dieſer Beziehung die Unterſtützungsfrage an die 
Verſammlung gerichtet. Simſon von Königsberg theilt Namens des Bureaus 
das Ergebniß der Unterſuchung mit, welche in Betreff der Verzögerung des 
Druckes der auf die Schleswig⸗Holſteiniſche Frage bezüglichen Aktenſtücke under 
weilt vorgenommen worden war. Simſon, welcher ſich mit den Abgeordneten 
Haßler und Wurm zu dieſem Zwecke in die Krebs'ſche Druckerei begeben hatte, 
erklärt, daß heute Abend 5 Uhr der Diuck ſämmtlicher Aftenftüde, 29 Bogen 
einnehmend, delendet fein werde. Noch am vergangenen Dienſtag habe ſich 
Herr Marx von Gagern nach geendigter Sigaug in der Paulstirche in die Drucke. 
rei begeben, und bis nach Mitternacht an der Gortecme gesehen. W 
jögerung des Druckes habe in der Nothwendigkeit gelegen, das Mannftript 
während des Druckes zum Drucke vorbereiten zu müſſen, wodurch eine nur allmäs 
lige Vertheilung der Aktenſtücke möglich geweſen ſei. Schneer aus Breslau 
beantragt, daß die Abſtimmung über §. 14. erſt daun vorgenommen werden 
möge, nachdem von den Fragen in ihrer gegebenen Faſſung gedruckte Vorlage ge 
macht worden ſei. Der Redner gründet feinen Antrag auf den Umſtaud, daß 
durch dieſes Verfahren eine Verwicklung der Frageſtellung beſeitigt und eine 
leichtere Orientirung ermöglicht werde. Der Antrag wird angenommen. Der 
Präſident verlieſt eine Interpellation Blum's und Genoſſen. Dieſelbe iſt an 
den Abgeordneten Dahlmann gerichtet und beſteht in der Anfrage: wie weit 
die Bildung eines neuen Reichsminiſteriums gediehen Tel. Die Uuterzeichner 
bitten den Präfidenten, dem Abgeordneten Dahlmaun dieſe Interpellation ohne 
Verzug zuzuſtellen; erſcheine ihnen die Antwort ungenügend, ſo ſei die Begrün⸗ 
dung des Antrags noch vor dem Schluſſe der Sitzung vorbehalten. Rüder 
von Oldenburg behauptet, daß ein Mitglied der Verſammlung als ſolches nicht 
interpellirt werden kann; die National-Verſammlung Möge deßhalb die Beant— 
wortung dieſer Interpellation durch den Abgeordneten Dahlmaun nicht zulaſſen. 
Dahlmann: Es liegt in der Natur der Sache, der an mich geſtellten Anfrage 
durch eine Antwort zu entfprechen. Ich erkläre darum, daß zur Bildung eines 
neuen Reichsminiſteriums Verhandlungen angeknüpft find, und daß es zu deren 
Verfolgung an Eifer nicht fehlt. In dieſem Augenblicke iſt es zu einem Abſchluſſe 
noch nicht gekommen. Ich bezweifle jedoch, ob ein weiteres Eingehen der Na— 
tional-Verſammlung auf das Gelingen der obſchwebenden Gombinationen förder⸗ 
lich ſein kaun, ſondern glaube vielmehr, daß ein ſolches Verfahren eher zur Her 
vorruſung des Gegentheils geeignet iſt.“ Blum: „Die Schilderungen des 
Herrn v. Rappard haben gezeigt, wohin es in Schleswig⸗Holſtein gekommen ift 
und welche ernfte Stimmung unter den verbündeten Truppen herrſcht. Der Ber 
ſchluß vom 5. September iſt geeignet, geſahrvollen Klippen vorzubeugen. Seine 
Ausführung darf darum keinen Verzug erleiden. Die Prüfung der Aktenſtücke 
durch die Kommiſſion erfordert lange Zeil; ich beantrage daher, die National; 
Gerſammlung wolle beſchließen, in einer morgigen außerordentlichen Sitzung die 
Abſendung einer Deputation an den Reichsverweſer zu berathen, um denſelben 

ſofort zur Beendigung der ſchwebenden Miniſterkriſis aufzufordern.“ Der Aus 
trag wird nicht für dringlich erkanut. Schoder nimmt feinen Antrag auf eine 
morgen Nachmittag abzuhaltende Sitzung zurück. In Auſehung, daß der Ge— 
ſchaͤftsordnung gemäß erſt nach erfolgter Abſtimmung über §. 14. zur Verhand- 
lung über 8. 15. geſchritten werden kann, erklärt der Präſident die heutige Ta⸗ 
gesordnung für erſchöpft. Die Sitzung wird gegen 1 Uhr Nachmittags geſchloſ⸗ 
fen. Nachſte Sitzung: Montag, 11. September. Tagesordnung: Abſtim⸗ 
mung über $. 14. und Fortſetzung der Berathung über die Grundrechte, Art. II. 


* 


Der Geſandte der proviſotiſchen Centralgewalt Deutſchlands bei der Schwei 
zeriſchen Eidgenoſſenſchaft, Herr Raveaur, iſt am 7. d. M. in Bern eingetroffen. 
N Frankfurt, den 8. Sept. Vor wenig Tagen traf dahier der am Preu⸗ 
ßiſchen Hofe veglaudigte Geſandte der Vereinigten Staaten, Donelſon, ein und 
nichtete am 5. d. M., Vormittags, das in Deutſcher Ueberſetzung hier folgende 
Schreiben an den Neichsminiſter der auswärtigen Angelegenheiten: Mein Herr! 
Kürzlich hatte ich die Ehre, Sie zu benachrichtigen, daß ich vom präſtdenten der 
Vereinigten Staaten ermächtigt worden ſei, mich nach Frankfurt a. M. zu ver⸗ 
fügen, und als diplomatiſcher Repräſentant der Vereinigten Staaten die dort 
errichtete Regierung anzuerkennen. Ich bitte nun, mich in dieſer Eigenſchaft 
Ihnen vorſlellen zu dürfen. Mit der tiefften Theilnahme hat der Präſident die 
Anſtrengungen geſehen, mit welcher das Deutſche Volk und die Deutſchen Res 
gierungen die Begründung einer wirkſamen Bundesgewalt erſtrebt haben; mit 
dem reinſten Vergnügen blickt derſelbe der Vollendung dieſes großen Werkes 
entgegen, welches auf Grundfägen beruht, die, ohne der Souveränität der Ein⸗ 
zellaaten unnöthigen Abbruch zu thun, Freiheit und Wohlfahrt dem Volke 
ſichern werden. Auf dem Wege der Einigung hat das Amerikaniſche Volk feine 
jetzige Stellung in der Reihe der Nationen ſich errungen; auf demſelben Wege 
hat es mit Uufrechthaltung der öffentlichen Ordnung und der Rechte eines Iẽ⸗ 
den den Genuß der Freiheit zu verbinden gewußt. Deshalb widmen die Verei⸗ 
nigten Staaten Allem, was zu dem Gedeihen einer Verfaſſung führen kann, 
die Deutſchland die gleichen Segnungen zu bringen beſtimmt iſt, die lebhafteſte 
Theilnahme. Von dieſem Geiſte beſeelt, hat der Präſident der Vereinigten 
Staaten, ſobald ihm Kunde von der Einſetzung der jetzigen Centralregierung 
für Deutſchland geworden war, beſchloſſen, dieſelbe anzuerkennen und ihr den 
Ausdruck der aufrichtigen Wünſche zu übermitteln, welche das Amerikaniſche 
Volk für das Gelingen ihrer edlen und vaterländiſchen Beſtrebungen begt. Ich 
habe dieſer, den mir ertheilten Aufträgen entſprechenden Mittheilung nur noch 
beizufügen, daß es mir zum größten Vergnügen gereichen wird, nach Kräften 
zur Förderung des Verkehrs zwiſchen zwei Völkern beizutragen, deren Intereſß 
ſen, Wünſche und Hoffnungen in ſo vielen Beziehungen dieſelben ſind. 
Mit vorzüglichſter Hochachtung verharrend ꝛc. 
- (gez.) A. Donelfon, 
außerordentlicher Geſandter und bevollmächtigter Miniſter der vereinigten 
Staaten am Königlich Preußiſchen Hofe. 

Frankfurt a. M., den 5. September 1848. 

An Se. Exc. den Reichsminiſter der auswärtigen Angelegenheiten, Herrn 
HBeckſcher dahier. 

Frankfurt a. M., den 10. Sept. Zur Feſtſtellung des Verhaͤltniſſes der 
proviſoriſchen Centralgewalt gegen die Bevollmaͤchtigten der Landes Regierungen 
iſt nach dem Vorſchlage des Miniſter-Raths von dem Erzherzog⸗Reichsverweſer die 
Anfertigung des folgenden Erlaſſes verfügt worden: 

Von der proviforifihen Ceutralgewalt für Deutſchland. 

„Durch das Geſetz über die proviſoriſche Centralgewalt vom 28. Juni 1848 
in der Wirkungskreis derſelben, fowohl was die Oberleitung des Heerweſens, all 
auch den völterrechtlichen Verkehr und die Ausübung der vollziehenden Gewalt in 
allen Angelegenheiten, welche die allgemeine Sicherheit und Wohlfahrt des Deut- 
ſchen Bundesſtaates betreffen, feſtgeſtellt worden. In dieſem Geſetze iſt im g. 14. 
die Beſtimmung enthalten, daß ſich in Beziehung auf die Vollziehungsregeln, fo 
weit thunlich, mit den Bevollmächtigten der Landesregierungen ins Einvernehmen 
zu ſetzen ſei. Bereits unterm 15. Juli 1848 hat ſich die proviſoriſche Central⸗ 
gewalt dahin ausgeſprochen, daß ſie bei Ausübung ihrer Befugniſſe und Verpflich⸗ 
tungen auf die vertrauensvolle Mitwirkung aller Deutſchen Regierungen zähle, 
mit denen ſie nur ein gemeinſames Ziel erſtrebe, und daß fie, wie fie hierbei auf 
freimüthige Mittheilung rechne, dieſe auch ſtets zu beobachten wiſſen werde. Dies 
ſem ihrem Ausſpruche getreu, glaubt fie, da nun von beinahe allen Regierungen 
Bevollmachtigte bei der Centralgewalt ernannt find, über ihre Beziehungen zu 
denſelben ſich erklären zu ſollen. Die Ceutralgewalt erkennt die Oröße und Wich⸗ 
tigkeit ihrer Verpflichtungen, ſie weiß, daß ihre Loͤſung in der Kraft und Eutſchle⸗ 
denheit bei ihren Anordnungen bedingt iſt, und daß, wenn auch den gerechten An⸗ 
ſprüchen der einzelnen Staaten Rechnung getragen werden ſoll, die Einheit Deutſch⸗ 
lands vor Allem erſtrebt und gewahrt werden muß. Mit dieſen Grundſätzen iſt 
das Verhältniß der Gentralgewalt zu den bei ihr Bevollmaͤchtigten bezeichnet. Es 
wird darin erkannt, daß durch fie die Vollziehung der Beſchlüſſe der Centralge⸗ 
walt vermittelt, ‚befördert und erleichtert werde, ohne daß ihnen die Befugniß eln⸗ 
geräumt werden könnte, auf die Beſchlußnahme der Centralgewalt entſcheidend ein⸗ 
zuwirken oder irgend eine kollektive Geſchäftsführung auszuüben. Die Gentrals 
gewalt behält es ſich daher vor, nach Umſtänden unmittelbar mit den Regierun⸗ 
gen der einzelnen, Deutſchen Staaten und deren leitenden Organen in Verkehr zu 
treten, wobei ſie dergleichen Erwiederung entgegeuſieht. Sie wird aber auch, nach 
Lage, ſich wegen Durchführung von Vollziehungsmaßregeln an die Bevollmäachtig⸗ 
ten ſelbſt und allein wenden und in eutſprechendem Wege deren Zuſchriften eut⸗ 
gegennehmen, wenn dieſer Weg ihr zur Forderung geeignet erſcheinen wird. Das 
bei wird die Centralgewalt bedacht few, durch Verkehr mit den Bevollmächtigten 
von den Wuuſchen, Bedürfniſſen und Verhaltniſſen der einzelnen Deutſchen Staa⸗ 
ten fortgeſetzt ſich zu unterrichten und deuſelben jede Nüdficht angedeihen zu laſ⸗ 
ſen, die mit den allgemeinen Jutereſſen Deutſchlands vereinbanlich iſt. 

Frankfurt a. M., am 30. Auguſt 1848. 

Der Reich sverweſer (gez.) Erzherzog Johaun. 
Der Reichsminiſter des Innern (gez.) Schmerling.“ 

Der Reichsverweſer hat geſtern um 2 Uhr dem Hrn. Orafen Camill von Briey 
eine Audienz zum Behufe der Ueberreichung des Schreibens Sr. Maf. des Könige 
der Belgier ertheilt, durch welches derſelbe als außerordentlicher Geſandter und 


bevollmächtigter Miniſter bei der proviſoriſchen Centralgewalt für Deutſchland bes 


glaubigt wird. Die O. P. A. Z. theilt nachſtehenden, ihr zur Veröffentlichung 
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zugegangenen „Antrag zur Beſchleunigung der Verfeſſungs⸗Berathung“ mit: „In 
Erwägung, daß nach dem Maßſiabe bisheriger Erfahrung auch nach der günſtig⸗ 
ſten Berechnung und in der Borausſetzung kürzerer Berathung das endliche Zu 
ſtandekommen der Verſaſſung nicht vor dem Jahre 1850 in Ausſicht ſteht; in Er⸗ 
wägung, daß in der jetzigen wechſelpollen Zeit eine ſolche Länge des Wegs bis 
zum Zuſtandekommen einer definitiven Verfaſſung auf die politifchen wie auf die 
ſtaatewirchſchaftlichen Zuſtände unſeres Vaterlandes nur nachtheilig wirken kann; 
in Erwägung, daß der jetzige proviſoriſche Zuſtand einer ſcharfen Feſtſtellung des 
Werbältniſſes zwiſchen Central“ und Einzelregierungen nicht günſtig iſt, daß viel⸗ 
mehr eine einheitliche, feſte Orgauifation im Junern erſt mit der Einführung der 
definitiven Verfaſſung vollſtändig erreicht werden kann, daß aber Stärke und Ans 
ſehen nach außen dadurch weſentlich mit bedingt ſind; in fernerer Erwägung, daß 
vor ſolch außerordentlichen Rückſichten die Rückſicht auf etwas größere oder gerin⸗ 
gere Gründlichkeit in den Hintergrund tritt; daß es in großen Zeiten, wie die jez⸗ 
zige, vor Allem darauf ankommt, das große Ganze feſtzuſtellen, und die Aus⸗ 
führung im Einzelnen ruhigeren Zeiten überlaſſen werden kann; in Erwägung end⸗ 
lich, daß die Volksſtimme aus allen Theilen Deutſchlands 
der Verfaſſungs Berathungen dringend verlangt, und daß es ſtets als Pflicht er⸗ 
kaunt worden, das Gute nicht durch das Streben nach Beſſerem zu gefährden, ftels 
len die Unterzeichueten folgende Anträge: l. Die Nationalverſammlung möge 
ihren Präſidenten ermächtigen, nachdem die Abſtimmung über den §. 14 der Grund. 
rechte erfolgt ſein wird, vor dem Beginne der Berat 
des Entwurfs der Grundrechte die Frage zu ſtellen, ob die National⸗Verſamm⸗ 
lung auf die Diskuſſion zu verzichten beſchließe. Im bejahenden Falle ſollen au: 
ßer dem Antrage der Mehrheit des Verfaſſungs⸗Ausſchuſſes auch die Minderheits⸗ 
OQutachten deſſelben Ausſchuſſes, fo wie die etwa korreſpondirenden Anträge ande⸗ 
rer Ausſchüſſe, wie z. B. des volkswirthſchaftlichen, zur Abſtimmung gebracht 
werden. II. Die National⸗Verſammlung möge den Verfaſſungs⸗Ausſchuß zur be⸗ 
ſchleunigten Vorlage des noch rückſtändigen Theils der Verfaſſung auffordern und 
den Herrn Präſidenten ermächtigen, beziehungsweiſe erſuchen, dieſem Ausſchuſſe 
die Möglichkeit dazu zu geben durch Ausſetzen der offentlichen Sitzungen auf einige 
Tage nach wollendeter Berathung über den Waffenſtillſtands- Vertrag, fo wie durch 
Einhalten der Regel, wonach wöchentlich nur vier öffentliche Sitzungen ſtattfinden 
ſollen. Frankfurt a. M., den 8. September. Baſſermann. von Beckerath. Böl: 
king. Brons. Compes. Detmold. Duncker. Edel. Giskra. Jordan von Mars 
burg. Jürgens. Laube. Lebmann. Mathy. Mittermaier. Robert Mohl. Neu: 
wall. von Radowitz. Rieſſer. von Raumer. Rüder. Schneider. Graf Schwerin. 
Teichert. Veit. Waitz. Zell. Zittel.“ 

— In der am 6. Sept ſtattgehabten Sitzung des Arbeiter-Congrtſ—⸗ 
r g welche von verſchiedenen Ver⸗ 
wortung dieſer gufßriften beſchaftigen fall. a ee 705 N 
Organiſation Deutſcher Arbeitervereine; man be ränkte ſich aber dar nur 
die Grundzüge derſelben zu ee und e des . 

angs eine aus drei Perſonen beſtehende Commiſſton zu erwählen, welche vor⸗ 
erſt den ganzen Organifationg- Entwurf auszuarbeiten, und ihn dann der Ver⸗ 
ſammlung zur Verathung vorzulegen hat. Als das kräſtigſte Mittel, die Ar⸗ 
beitervereine möglichſt raſch ins Leben zu rufen, erkannte die Verſammlung das 
Abſchicken von Emiſſären, welche Deutſchland durchreiſen, die Vereine organi⸗ 
firen, die Grundfäge des Föderalismus ausbreiten und die Föderaliſten⸗Rokar⸗ 
den, über welche in der nächſten Sitzung entſchieden werden wird, vertheilen 
ſollen. Man ſchritt ſofort zur Wahl des erſten Emiſſärs und verſchob die 
Wahlen der übrigen bis zur Beendigung der Organifationspläne, um fie mit 
den letztern für ihre Miſſtonsreiſen ſogleich ausrüſten zu können. 

München, den 6. Sept. Unterm 2. Sept. if folgende allerhöchſte Eut⸗ 
ſchließung erfolgt: „Se. Maj. der König haben zu genehmigen geruht, daß an 
den allerhöchſten Namens- und Geburtsfeſten die feierlichen Kirchenparaden, wie 
fe vor dem 23. April 1844 ſtatigefunden, wieder gehalten werden. Hierbei 
bleibt es in Gemäßheit der von Sr. Maj. ausdrücklich erneuerten Beſtimmung 
vom 18. Sept. 1838 dem freien Willen der zu einer andern Confeſſion oder 
Religion ſich Betennenden überlaffen, bei dem Eintritt der Maunſchaften in die 


ee die entſprechenden militairiſchen Dienſtvorſchriften 

nachfolgen . 
„I, Hecker hat eine Schrift: „Die Erhebung des Volkes in aden für di 
e dae iel e e ren gan 
mit Beſchlag belegt iſt. Als Urſachen des Mißlingens des Unternehmens wer⸗ 
den hier angegeben: 1) die Feigheit der Republikaner, welche glaubten, man 
ſolle ihnen die Republik auf dem Teller präſentiren, oder fie laſfe fi) mit ſchö⸗ 
nen Phraſen erkämpfen (Kuenzer, Würth, Katzenmaier, Zogelmann, Arzt Va⸗ 
up und Huetlin in Konſtanz); 2) der Verrath mehrerer Anderer, z. B. Wel⸗ 
m Grüninger's; ſogar mit den (ſalſchen Unterſchriften Heckers und Stru⸗ 
Pan vom Zuzuge abgemahnt; 3) das Zaudern Weib haar's und die Ca⸗ 
g weis. Donaueſchingen; 4) Mangel an Energie unter dem 
gelhafte Au, das mit dem Waffenhandwerk noch nicht vertraut war; 5) man⸗ 
(vor Freiburdübrung militätiſcher Anordnungen; 6) Mangel an Munition 
Wort, nicht = 9 die Täuschung, daß die Vadiſchen Soldaten das gegebene 
des Gegners eee Republikaner zu ſchießen, halten werden; 8) die Uebermacht 
Zusammenwirken > drei andern Staaten Truppen herbeizog; 9) Mangel an 
iſt Hecker trotz feiner Gitte der republikaniſchen Kolonnen. Wie wir hören, 
nicht, um dort zu bleiben ung doch gefinnt, nach Amerika zu gehen, zwar 
und Stelle zu findiren. fondern um die republikaniſche Staatsform an Ort 

Aus Mann sei 5 N 3 — ; 

ſchrieben: Seit 7 verbr ener, wird dem „Schwäb. Merk.“ ge⸗ 
Gerücht (welches wir jedoch nicht v ch hier mit einer gewiſſen Beſtimmtheit das 
1 erbürgen können), Hecker gehe nun doch nach 


eine baldige Beendigung 


hung eines jeden Paragraphen 


ſollen. 
der 177 dem morgen abzuhaltenden Bürgerconvent ihre Beſchlüſſe durchzuführen 


Amerika. Ibm ſchr nahe ſichende Freunde, zum Theil Mitglieder bes Yarlas 


Sets und der Badiſchen zweiten Kammer, hätten ihn n 
be t, um Abſchied von ihm zu nehmen. Aus dieſem on nr 40 
gener des Parlaments, — ans . — 4 

i inheim abgehaltenen Vo 0 1 cht e 
Fe —— Lörperliches Befinden noch immer ſehr angegrif⸗ 


0 5 derungen nicht ge⸗ 
fen, was dadurch, daß er den zum Theil ungeſtümen ans feine Leute 


folgendes Plakat, 
deſſen aufregende Tendenz ee iſt, an eee angeklebt. 

binetsbefehl. Ich habe ſehr mißfällig vernehmen müſſen, 
5575 Offiziere Vorzüge ihres Standes vor dem Civilſtande behaupten wollen. 


hen werden, ſo können wir uns vertraue 


Aus Altona, den 5. September, berichtet die „Weſerztitung“ ü 
Tumult am 4. wie folgt: In Folge der Aufregung in den Seeg e 
ten geſtern 80 der Tann'ſchen Freiſchärler, welche auf der Hamburgifchen Mar 
Tine dienen, aus, um ſich an der Holſteiniſchen Bewegung zu betheiligen. Di 
Hamburgiſche Polizei reklamirte bei der Altonaer $ olizei die ausgetretenen Frei 
lan le und bat um deren Auslieferung, doch nicht bei Tage, ſondern bei Nacht. 

N halb 12 Uhr geſchah die Auslieferung, doch wurden die arretirten Frei⸗ 
Härler augenblicklich befreit und es entftand ein Kampf zwiſchen der Bevölke⸗ 
tung von St. Pauli und der Bürgergarde Altona’s. Es wurde ein St. Pau⸗ 
lianer getödter, 2 Bürgergardiſten ſchwer verwundet und 29 St. Paulianer ge⸗ 
fangen. Der Lärm dauerte bis heute Nacht 2 Uhr. 

Rendsburg, den 8. September. Der in der Nationalverſammlung zu 
ane unt gefaßte Beſchluß, daß der Rückmarſch der Reichstruppen z u 

üntren fei, it bereits offictell hier angezeigt. In Folge deſſen iſt heute Mor. 
gen der Präſident der proviſoriſchen Regierung, Herr Beſeler, in Gemein⸗ 
ſchaft des bei dem Preußiſchen Hofe accreditirten Bevollmächtigten der proviſo⸗ 
nchen Regierung Herrn Schleiden, in das Hauptquartier des Gencrals 

FAngel abgereifi, um, wie man jagt, denſelben zu veranlaſſen, daß das 
Neichsheer unverzüglich wieder zurückkehre und nach Norden aufbreche. (H. E.) 

Wien, den 8. September. Nachdem der bisherige römisch -tatbolifhe 
Prieſter Hirſchberger von dem fürſtbiſchöflichen Conſiſtorium in 2 
Widerruf feiner in der Hiefigen Verſammlung der Deutſch⸗Katbelcken ant 
nen Reden aufgefordert, und derſelbe im Verweigerungsfall mie CHE das 
kati 9 hat er entſchied in erklär e“ u 

ation bedroht worden war, da eben. babiı iderfireite, und 
romiſche Glaubensbekenntniß feiner gewonnenen Ueberzeugung rrthümern los⸗ 
er daher aus der römiſchen Kirche ausſcheide, ſich von ihren 3 Be; 
ſage und von ihrer Knechtung des Geiſtes befreie. Doblhoff, nahm 
ö len, den 8. September, Der Miniſter des Junern, ufmerkſamkeit des 
im der Reichstagsſizung vom 7. unter der geſpannteſter „el Die Manifefte 
ganzen Hauſes das Wort und erklärte in einer längeren 3. Maj. der Kaiſer in 
vom 3. und 6. Juni ſprechen es unzweideutig aus, dener keine Schranken zu 
der Abſicht, der überwiegenden Meinung Ja berufen haben, damit das 
ſetzen, den konſtituirenden Reichstag zu dem Em Mitwirkung der Abgeordne⸗ 

Bert der Verfaſſung durch die kluge und kralankſprechende Wirklichkeit werde. 
ten des Reiches eine den allgemeinen Iutereflt Völkern, daß Sie an den denſel⸗ 
Zugleich verſicherte Se. Majeftät darin 2 mit Liebe feſthalten, daß Sie in der 
ben bereitwillig ee Do ele die Bürgſchaft finden, A 

inberufung eine 1 i ihen 
Verfaſung, welche Ihrem Reiche geiſtige und materielle Macht verleihen ſoll, 
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wie in ihren Einzelheiten ein Werk des geſetzlich ausge⸗ 
werde, — rg Se. Majeſtät 15 Lan 
chen feſt entſchloſſen find. Hiernach ıft alfo die Berathung und Jeutſtellung 
der Verfaſtug — ort des Monarchen dem konſeitutrenden Reichstage 
anheimgegeben und zugleich dit beſtimmte Verſicherung ertheilt, daß Se. Maj. 
mit dem geſetzlich ausgeprägten Geſammtwillen, den Sie in den Beſchlüſſen der 
freigewählten Vertreter Ihrer Völker verkörpert erkennen, Hand in Hand gehen 
werden. Mit dem gleichen vollen Vertrauen, mit welchem der Monarch Ihren 
Beſchlüſſen in den für die Intereſſen der Völker Oeſterreichs heiligſien Angele⸗ 
genheiten entgegenſteht, mit demſelben Vertrauen können daher die Völker 
Oeſterreichs der vollſtändigen Erfüllung des kaiſerlichen Wortes, der Annahme 
der von ihren Vertretern feſtgeſtellten Verfaſſung entgegenſehen. Die auf freier 
Selbſtbeſtimmung beruhende Annahme der von dem konſtituirenden Reichstage 
feftgeftellten Verfaſſungs⸗Urkunde durch den Monarchen iſt es, was wir unter 
Vereinbarung verfichen, es wird der feierliche Akt der Vermählung fein zwiſchen 
der Volksfreiheit und dem erblichen Throne, das durch freie, wechſelſeitige Ei⸗ 
nigung gekräftigte Band zwiſchen Fürſt und Volk, die ſicherſte Bürgſchaft für 
den unerſchütterlichen Beſtand eines freien, ſtarken und geordneten Oeſterreichs. 
Hierauf bemerkte Borroſch: Niemand meinte, daß wir unmittelbar Geſetze 
erlaſſen; gegen dieſe Verdächtigung will ich mich wahren. Doblhoff: Das 
ſteht dem Interpellanten zu. Borroſch: So werde ich es als Proteſt thun. 
Es ward dann beſchloſſen, zur Tagesordnung überzugehen. 
Wien, den 9. September, 3 Uhr Nachmittags. Die Ungariſcht Depu⸗ 
tation aus Peſih, hatte heute zwiſchen zwölf und ein Uhr Audienz bei Sr. Ma⸗ 
jeſtät in Schönbrunn. So viel wir vernommen, hatte der Kaifer den Abge⸗ 
ordneten des Ungariſchen Reichstages jedmögliche Hilfe in Anbetracht der Auf⸗ 
rechthaltung der Integrität der Krone Ungarns verſprochen, wornach ſich das 
Ung. Miniſterium zu verhalten habe. Die Abreiſe des Kaiſers nach Peſth als 
König von Ungarn, ſei vor der Hand eine Unmöglichkeit, indeß werde er, der 
Kaiſer, die möglichſt günſtige Gelegenheit dazu ergreifen. Die Deputation geht 
morgen früh nach Peſth um das Weitere zu berathen, weil ihr die vom Kaiſer 
gegebene Antwort nicht befriedigend gelautet hat. 

— Vom Oberſt Kiß it dem Kriegsminiſterium folgender Ve⸗ 
„Groß-Becskerek, den 3. Sept. Im Verfolg meiner 
verſchanzte Perlaßer Lager nach 
feindliche Artillerie von meinen 


in ihren Grundlagen 
prägten Geſammtwillens ſein 


richt zugekommen. ß 
geflrigen kurzen Anzeige berichte ich, daß das 
dreiſtündiger Beſtürmung genommen und die N 
heldenmüthig entſchloſſenen Truppen ſämmtlich mit dem Bajonett geworſen 
wurde. Diejenigen, welche beim Widerſtande nicht getödtet wurden, haben die 
Flucht ergriffen, was vorausſichtlich die Gränzer entmuthigen wird. — In 
den gegenwärtigen Verhältniſſen Ungarns kann dieſer Sieg nur entſchel⸗ 
dend ſein. Nach Einnahme des verſchanzten Lagers rückte ich mit einem 
Theil meiner Truppen gegen Perlaß vor, welche Ortſchaft ich von der Raizi⸗ 
ſchen Bevölkerung verlaſſen fand. Die übrige Einwohnerſchaft kam mir mit 
Seſehle des lingaeifeen e Ergebung und Unterwürfigkeit unter die 
t e. Maijeſiä ea 7 
8 den ich in jeder Beziehung fhonıe, Taub len dee n e dee de 
— Die Ortſchaft habe ich von Verheerung perſchont. Morgen entſende ich 


mobile Colonnen nach den Grenzortſchaften an der Theiß: Dotos, Toma⸗ 


ſo vs lovacz und Farlasdrin; — auch Perlaß laſſe ich beſetzt, 
5 u des Geborſame zu verſichern, theils als Schutz gegen etwaige 
Angriffe der Raizen. 


Ausland. 


Frankreich. 

Paris, den 8. Sept. Sitzung der Natlonal⸗Verſammlung vom 
7. Septbr. Praͤſident Marraſt erklärt Punkt 12 Uhr die Sitzung für eröffnet. 
Aber die Bänke ſind noch leer, und es dauert eine Weile, bis ſie ſich füllen. Cre⸗ 
mie ur zeigt der Verſammlung im Namen des Juſtiz⸗Ausſchuſſes an, daß Favreau 
und Graverend ihre Anträge rückſichtlich eines Entwäſſerungsplanes der Bretagne 
zurückziehen. Die Verſammlung ſcheint vollzählig und nimmt ihre Tages⸗Ord⸗ 
nung, die Diskuſſion des erſten Artikels der nenen Verſaſſung, wiederum auf. 
Jean Reyn aud hat ein langes Amendement geſtellt, in deſſen ſechsten Para⸗ 
graphen es heißt: „Demzufolge wird 1) allen Bürgern mittelſt einer geziemend ber 
ſchraͤnkten Arbeit der Unterhalt garantirt; 2) Mittel zum Unterricht ihnen gebo— 
ten; 3) der veligiöfe Geiſt iſt unte! allen Formen zu achten und zu beſchützen. 
Paragraph 7: Das Auftreten der Republit nach Außen hat die Freiheit, Gleich— 
heit und Vrüͤderſchaft aller Nationen zur Regel und den allgemeinen Weltfrieden 
zum Zweck.“ Reynaud zieht daſſelbe von ſelbſt sur, Präſident: Wir 
kommen jetzt zum Amendement Deville's: „Ich hätte, ſetzt er hinzu, „dleſes 
Amendement gar nicht drucken laſſen ſollen. Allein man hätte mir dies vielleicht 
als einen Mißbrauch ausgelegt.“ Mehrere Stimmen: „Gar feine Diskuſ⸗ 
ſion!“ Dewville: „Ihr wollt mich zu ſprechen hindern? Iſt das eine Meder 
freiheit? Seid doch wenigſtens parlameatariſch! Mein Antrag iſt eruſtlich. 
Ich ſtimmte gegen das Belagerungsgeſez. Oh, ich bin ein alter Soldat! Ich 
war lange auf den Schlachtfeldern und kenne die Annehmlichkeiten des Säbelregis 
ments. (Wiederholte Unterbrechung.) Wollt Ihr mich wirklich erftiden? (Spre⸗ 
chen Sie! Sprechen Sie!) Ihr behanptet, ich ſei frei auf dieſer Stelle? Oh, 
Taͤuſchung! Eine ſchöne Freiheit inmitten dieſes Tumults von Unterbrechungen. 
Ich danke für ſolche Freiheit, ich verzichte aufs Wort. (Er geht ab.) Mars 
tin aus Strasburg eilt auf die Rednerbühne. Im Namen des Verfaſſungsaus⸗ 
ſchuſſes drücke ich den Wunſch aus, den Antragſteller zu hören, Er möge fein 
Amendement entwickeln. Deville beſteigt wieder die Tribüne und ſpricht unter 
heftigem Sturm der Rechten: Er werde ſich wohl hüten, zu reden, wie er denke. 
Wer bürge ihm dafür, daß man ihn nicht vor ein Kriegsgericht ſtelle? In ge— 
wöhnlichen Zeiten könne man zur Zeitungspreſſe ſeine Zuflucht nehmen. Aber 
auch dieſer Weg ſei verſperrt. Uuter einem Säbelregiment dürfe man keine Ver 
faſſung berathen. Das Derilleſche Amendement beginnt: „In Gegenwart Got⸗ 
tes und der Herrſchaft des Belagerungszuſtandes, die alle Freiheit vernichtet und 


Artikel 1 geht durch. Ebenſo 2, 3 und 4, ohne erhebliche Diskuſſion. 


ganz beſonders die Preßfreiheit aufhebt und nach Belieben gewährt, unter dem 
Regiment der Militair- Obrigkeit, welche gar keine Kenntniß von den Bedürfniſſen 
der Geſellſchaft hat, die durch ihr bloßes Daſein den Ausdruck der öffentlichen Mei⸗ 
nung hemmt und ſomit jede Serathung der Verfaſſung unmöglich macht; unter 
dieſem unverſtändigen, kurzweg verführenden und ſchrecklichen Einfluſſe und dem 


allgemeinen Drucke, der auf Paris laſtet, verkündet und beſchließt die National⸗ 


Verſammlung, wie folgt.“ Martin von Strasburg verlangt die vorläufige 
Frage, d. h. daß man in keine Diskuſſion eingehe. Dies geſchleht. Die Ver⸗ 
ſammlung verwirft das Amendement durch Abſtimmung. Vauchart ſtellt den 
Zwiſchenſatz: „Und durch ſtufenweiſe Herabſetzung der Steuern die Summe der 
Vortheile u. ſ, w.“ Et entwickelt ihn. Lauſſat bekämpft denſelben. Ein 
Mitglied unterſtützt ihn, und ohne weſentliche Veranlaſſung bricht ein fürchterliche 
Tumult los. Man ſchreit nach Abſtimmung durch blaue und weiße Zettel, An⸗ 
dere verlangen namentliche Abſtimmung. Man ſchreitet zu Erſterem. Das Amen⸗ 
dement wird mit 397 gegen 339 Stimmen angenommen. (Senſatton) Qui⸗ 
net entwickelte fein Amendement, doch daſſelbe fällt durch wie alle übrigen, und 
Art. 5 
gab zu einiger Diskuſſion Veraulaſſung. Er lautet: „Die Republik achtet die 
fremden Nationalitäten, wie ſie gewaͤrtigt, die ihrige geachtet zu ſehen, keinen Krieg 
in Ausſicht auf Eroberung untetnimmt und niemals die Waffen gegen die Frei⸗ 
heit eines Volkes zieht.“ Fraucisque Buvet will ein Amendement ſtellen, 
fallt aber durch. Duſaure erklart es für unnütz. Die urſprüngliche Faſſung 
bleibt. Art. 6 geht ohne Weiteres duch. Art. 7 ruft Delongrais auf die 
Tribüne, um die Phraſe: „die Bürger haben nach Maßgabe ihres Vermögens 
zu den Staatslaſteu beizutragen,“ zu amendiren. Delongrais wollte „nach Vers 
hältniß“ an die Stelle geſetzt wiſſen. Er iſt kein Freund der Progreſſipſteuern. 
Vivien ſagte, der Verfaſſungsausſchuß habe „nach Maßgabe“ geſetzt, weil er ji 
weder über die proportionelle noch über die progreſſive Beſteuerung der Bürger 
ein Urtheil aumaße. Das ſei Sache der Spezlalgeſeze. Der ganze Artikel ging 
durch. Art. 8 wird für die nächſte Sitzung aufgeſchoden. Dann wäre die Ein⸗ 
leitung erledigt. — Im Laufe dieſer Sitzung verbreitete ſich das Gerücht, die 
Regierung habe Oepeſchen erhalten, die ihr anzeigen, daß Oeſterreich die Vermit⸗ 
telung aunehme. Cavaignac ſollte dieſe Nachricht einem ſeiner Freunde mitge⸗ 
theilt haben. Die Sitzung wird ein Viertel auf 6 Uhr geſchloſſen. 

Nach dem Moniteur du Soir verſichert man, Trelat, der frühere Mi⸗ 
niſter der Öffentlichen Arbeiten, ſei zum bevollmächtigten Miniſter in Frankfurt bei 


der Centralgewalt ernaunt. 
4 B t 1 

London, ae Fee Das Sede ht — dum 2 
Nov. vertagt. Aus dem Berichte der Schlußfeier iſt zu erfchen, daß der Prinz 
von Joinville und der Herzog von Nemours zugegen waren. Sie mochten ab 
über das ſeltſame Walten des Schickſals ihre Betrachtungen anſtellen, indem 
Guizot und Louis Blanc, die Urheber und die Opfer der letzten Franzöſtſchen 
Revolution ſich mit ihnen hier zuſammenfanden. Die Times faſſen die Leiſtungen 
der eben geſchloſſenen Seſſton zuſammen, und kommen dabei zu keinem, der Re⸗ 
gierung günſtigen Ergebniß. Veſonders machen ſie derſelben eine Schwäche 
und Unüberlegtheit zum Vorwurfe. Die Schuld dieſer Schwäche liege indeß 
weniger in den heutigen Miniſtern, als in der Zerſplitterung der alten Parteien, 
woraus ſich noch keine compacte Mehrheit gebildet habe. 


— Die beabſichtigte Abtretung der Vancouvers⸗Inſel, oder Quadra 
an die Hudſousbai- Compagnie wird von der Eugliſchen Preſſe noch heftiger ges 
tadelt als es im Parlament geſchehen. Die Times bemerkt darüber: „Der Name 
der Hudſonsbai-Compagnie iſt ohne Zweifel allen unſern Leſern bekannt genug ; 
aber vielleicht nur wenige von ihnen haben eine deutliche Vorſtellung davon, daz 
dieſe Corporation die ihr übertragene Souveränität Vrittiſch-Nordamerika's faſt vom 
Polarkreis bis zur Grenze der Vereinigten Staaten und von den Felſenbergen bis 
zum nordatlantiſchen Ocean ausübt. Unter den ihr zugewieſenen Territorien ſind, 
nach den vormaligen Namen, aufgezählt: Neu-Suͤdwales, Neu-Nordwales, 
Prince-⸗William's Land, nebſt dem arktiſchen Lande bis zur Küſte London in Grön⸗ 
land, und Neu- Britannien oder Labrador — ein Verzeichniß welches in der 
That das ganze Brittiſche Amerika umfaßt, mit Ausnahme der ſpäter erworbenen 
Cauadas und der Länder an der St. Lorenzbai. Incorporirt im Jahr 1670, 
in der für den Aufſchwung des Brittiſchen Handels ſo wichtigen Epoche zwiſchen 
unſerer Revolution und der Reſtauration, hat die Compagnie unter einigen Wech⸗ 
ſelfällen bis auf den heutigen Tag beſtanden, jedoch mit einer ſolchen Unbeſtimmt⸗ 
heit ihrer Rechte, fo geräuſchlos in ihrem Dafein, daß bei den Ober- und un⸗ 
terhausdebatten über die bezügliche Frage die Reduer ſich nur an Gerüchte und 
Traditionen halten konnten. Man weiß nur daß die Geſellſchaft ſeit 150 Jah⸗ 
ren einen Freibrief und das Monopol des Handels mit den Judiauern beſitzt; aber 
über die Art wie fie ihre Gewalten ausübt, über ihre Iuſtitutionen und Beamten 
ſcheint man ſo wenig ſicheres zu wiſſen, wie über das Strafweſen von Japan. 
Man behauptete indeſſen, die Regierung der Compagnie ſei ein abſoluter Deſpo— 
tismus, fie rekrutire ihren Dienſt mit jungen Leuten von den Orkney-Juſeln, und 
zwar zu ſo geringem Lohn, daß ſie ihr Leben lang die Sklaven der Compagnie 
bleiben; ſie übe Recht über Tod und Leben der Indianer, entmuthige ſyſtematiſch 
alle Coloniſation und Civiliſation, und habe mit Erfolg, zu eigennützigen Zwek⸗ 
ken, jenen unermeßlichen Landftrich und deſſen Bevölkerung in demſelben Zuſtande 
von Verödung, Barbarei und Uuwiſſenheit erhalten, worin fie ihn urfprünglich 
vorgefunden. Dieſen' dunkeln Andeutungen wurde die beſtimmte Behauptung bei⸗ 
gefügt, daß die Compagnie von einem neunmal vermehrten Capital 70 Proc. 

(Mit einer Beilage.) 
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Beilage zur Poſener Zeitung. 


Gewinn theile, ohne jemals jene Zwecke des Handels und der Entdeckung. zu 
dern, um deren willen fie urſprünglich ihren Freibrief erhalten. Nach der Aus⸗ 
gleichung der Oregonfrage ſuchte die Compagnie durch ihren Governor bei der Re— 
gierung um Verleihung des Otegonbezirks, ſowelt es England zugeſprochen wor⸗ 
deu, und namentlich auch der längs feiner Südküſte gelegenen Vaucouvers-Jnſel 
nach, jo daß ſich ihre Herrſchaft von einem Meere zum andern ausdehnen wurde. 
Der Colonialminiſter, ſcheint es, lieh dieſem Geſuch ein williges Ohr, und nur 
durch die zufällige Wachſamkeit eines Parlamentsglieds, hat die Sache die Veach— 
tung de Publikums gefunden, welche fie verdient. Dieſelbe Zeitung macht dann 
weiter auf die Kohleureichthümer der Inſel aufmerkſam und die einſtige eommer— 
cielle Wichtigkeit ihrer Lage im Verkehr mit China, das nur 18 Tage Dampf⸗ 
ſchifffahrt entfernt ſei. 
ln 
f 5 des neuen Miniſterium Alfieri an den Pröff⸗ 
denten der früheren Lombardiſchen Conſulta, Grafen Cafati, fordert jene Con⸗ 
ſulta auf, ihren Sitz in Turin aufzuſchlagen, indem Sardinien nicht 
Willens ſei, auf die Lombardei zu verzichten. Der Waffenſtillſtand 
mit Radetzky werde nicht als Grundlage eines Friedensſchluſſes betrachtet. 
Mailand. Einem daherigen Privarſchreiben entnehmen wir, daß jetzt 
hier mit Ausnahme der A. A. Ztg und der Mailänder Ztg. alle übrigen Blätter 
verboten find. Das Brieföffnen auf der Poſt ſei wieder in vollem Schwunge. 
(Das wäre gerade der geeignetſte Weg, um Italiens Antipathieen gegen Des 
ſterreich zu einem neuen und ſtärkeren Ausbruch zu entflammen. Ein gähren⸗ 
der Vulkan läßt ſich nicht dadurch dämpfen, daß man die flache Hand auf den 
Krater deckt.) i (N. 3.3.) 
Genua, den 2. Sept. Nach den jüngſten Vorgängen zu Livorno konnte 
Genua nicht ermangeln, auch feinen Pater Cavazzi zu haben. Trotz der zahlrei⸗ 
chen Verſchiffung der hierher geflüchteten Kreuzfahrer und anderer Italieniſchen 
Freiwilligen nach Givira Vecchia, wo ſie die ſogenaunte Colonna dell' Indipen— 
denza Italiana bilden ſollen, iſt die Stadt noch ſehr voll von jenen Branſeköpfen 
durch den täglichen Zufluß von allen Orten. Ganz kürzlich befand ſich unter den 
Neuangekommenen ein Venetlauer de Boni, welcher ſich bereits bei Vertreibung 
der Jeſuiten aus der Schweiz dort bemerkbar gemacht hatte, und ſpäterhin nach 
Mailoud ging, wo er mit Mazzini die bekanute Gazetta del Popolo herausgab. 
Kaum hier angelangt, wurde er vorgeſtern Nachts in feinem Gaſthof von Polizei— 
dienern in Verhaft genommen, und ſogleich an die Toskaniſche Grenze trauspor— 
rt. Da man ſich hier durch die von den Venetianern und Lombarden ausge- 
ſprochene Vereinigung mit Piemont als rechtmäßigen Beſitzer, Oeſierreich aber 
nur als augenblicklichen Mfurpator jener Länder betrachtet, ſo iſt de Boni ein Lan: 
beskiud, und hat alſo volles Recht, in irgend einem Ort det ſardiniſchen Staaten 
zu reſidiren. In dieſem Sinn erſchienen nun geſteru früh dle heftigſten Angriffe 
auf dit hiefige Regierung, ſowohl in den Journalen als auch in öffentlichen An⸗ 
ſcblagzetteln. Gegen 5 Uhr Nachmittage hatte ſich ſchon viel Volk vor dem Gou⸗ 
veruementshauſe zuſamwengerottet. Die Maſſe wuchs ſchnell, und bald wurde 
der Gouverneur herausgernfen. ob, 0 
Verwünſchungen und ſchmählichſten Beſchimpfungen. Umſonſt v j 
hoͤrbar zu machen, der wilde Lärm ließ ihn nickt vernehmbat werden. l Ein Prie⸗ 
ſter ſuchte die Wuth des Haufens zu beſänftigen, wurde aber zu Boden geworfen 
und mit Füßen getreten. Der Sohn des Gouverneurs, ein junger Offizier von 
20 Jahren, wurde bei feiner Heimkehr vom Volk ergriffen und in Verwabrſam ge⸗ 
bracht, wo man ihn behalten will, bis jener de Boni nach Genna zurückgeſchafft 
ſei. Vor den Fenſtern des Hauptquartiers der Guardia Civica, ſowie auf mehr 
reren öffentlichen Plätzen, hatten Volksreduer große Hanfen um ſich verſammelt. 
Gegen 7 Uhr drang der wüthende Pöbel in die Geſchäftszimmer des Polizeibureau 
im Gouvernementsbauſe und drang von dort durch Erbrechung von Thüren und 
Wänden in das Paßbureau und die Stadtgerichtsarchive. Bald klirrten aus allen 
Stockwerken die Fenſterſcheiben in die Straße hinab. Darauf folgte ein Feuerre⸗ 
gen von in Brand geſteckten Akten und andern Papieren. In kurzer Zeit ſchien 
die ganze Straße in Brand zu ſtehen von den Haufen brennender Papiere die aus 
den Fenſtern herabgeſchleudert wurden. Bald folgten auch Stühle, Tiſche und 
Bänke. Drei Stunden lang hatte dieſer Unfug bereits gedauert, und die Aufrüh— 
rer waren bis an die Mauern des Stadtgefängniſſes vorgedrungen, , welche fie fich 
nun zu durchbrechen anftellten. Da erſcholl der Generalmarſch und die Bürger 
garden rückten aus. Ein Bataillon erſchien am Gouvernementspaloſt, und der 
Pöbel lief ſingend und lachend davon, indem er ſich durch die Straßen bettheilte. 
Häuſer und Läden waren ſorgfältig verſchloſſen, da man Plünderung fuͤrchtete, 
die bisher jedoch noch nicht ftattgefunden hat. Die Nacht verging ziemlich ruhig. 
Alle Hauptſtraßen und Plätze waren von zahlreichen Bürgergarden beſetzt, und die 
wildeſten Schreier begnügten ſich damit ibr Müthlein zu kühlen, indem ſie die 
Straßen mit dem lärmenden Geſange blutdürſtiger Lieder erfüllten. Heute iſt die 


Turin. Ein Schreiben 


— 


— 


179 


Sobald er ſich zeigte, erſcholleu die aräßlichften der 


erſuchte er es, ſich werden 


Stadt noch ängftie n Die Guardia. Civic iſt noch inner unter dem 
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11. September. 


FP (Präsident Grabow if 


Eröffnung: nach 94 Uhr. Vicepräſidceut Koſch Br i 
noch immer Rant. Sämmlliche Miniſter find ſchon vor e 00 J 
zung anweſend, bis auf Finanzminiſter Hanſeman n, welcher ef Protokol 
öffnung derſelben erſcheint. Schriftf. Abg. Schneider verlieſt das 
der letzten Sitzung, welches ſofort angenommen wird. c f 
Miniſterpräſ. v. Auerswald: (lautiofe Stille.) „Das Minifterium, hat 
in Verfolg der Verhandlungen dieſer Verſammlung vom 7ten d. Mts. keinen 
Augenblick gezögert, bei des Königs Maſeſlät feine Entlaſſung nach zuſuchen 
und dieſelbe demnächſt, wie folgt, begründet. (Folgt die ſchon geſtern mitge⸗ 
theilte 1 . des Entlaſſungsgeſuches und die darauf ergangene Königliche 
Erklärung. 
Ertl Ich habe Ihnen ferner mitzuthellen, daß der Abgeordnete in der Deuts 
ſchen Nationalverſammlung, Hr. v. Beckerath, zu Sr. Maß. berufen wor⸗ 
den; hiernächſt erſuche ich die hohe Verlammlung, ihre Sigungen auf eine 
angemeſſene Zeit ausfegen zu wollen“ (Sämmtliche Miniſter entfernen ſich 
fort.) 
io Es entſpinnt ſich nunmehr über die etwaige Vertagungsfrage, ob die Size 
zungen auf eine beſtimmte Zeit ansgefegt werden ſollen, oder nicht, eine lange 
Debatte. 7 Bir 
= Vicepräſtdent Koſch ſchlägt vor, die Sitzungen bis zum Dienſtag den 
19ten d. M. zu vertagen, da inzwiſchen auch der Umzug nach dem neuen Size 
zungslokale, dem Königl. Schaucpielhausſaale, ſtattfinden werde. Die HH. 
Temme, Elsner und Waldeck ſprechen ſich gegen, Tamnau, v. Berg 
und Riedel für die Vertagung ꝛc. aus. Man macht einerſeits den Grundſatz 
geltend, daß die jegige bedrängte Zeit keinen Aufſchub der Kammerarbeiten nicht 
dulde, andererſeits, daß es nicht rathſam fei, dieſelben ohne Beiſein der Dies 
ner der Krone vorzunehmen. 5 N . a 
Hr. v. Berg ſtellt einfach den Antrag, die heutige Sitzung zu ſchließen; 
Hr. Riedel, ſie bis Dienſtag zu vertagen (unterſtützt). 5 
Hr. d' Eſter will die Plenarfisungen fortgeſetzt wiſſen, da man die ſelben 
immer wieder ſchließen könne, wenn ſich die Verathung als unausführbar ergebe. 
Hr. Dr. Schramm verlangt, daß, wenn die Miniſter nicht in der Siz⸗ 
zung erſcheinen wollen, dieſelben doch ihre Commiflarien, wie oft geſchehen, 
fenden möchten. a 
Nach langer lärmender Debatte kommt man zum Schluß. Die Herren 
Riedel und v. Berg ichen ihre Anträge vor der Abſſimmung zurück. Dage⸗ 
gen wird ein neuet Antrag des Herrn Duncker angenommen, die nächſte 
Sitzung auf künſtigen Donnerſtag, den Aten d. M., anzuberaumen (Eröff⸗ 
nung derſeſben 12 Uhr). 1 
Vor dem Schluß der heutigen Sitzung (welcher kurz vor 11 Uhr erfolgte) 
entſteht neuer ſumultuariſcher Lörm, da ſich mehrere Abgeordnete (von der 


Rechten, namentlich die Herren v. Meuſebach und Frhr. v. Los) dem Vor⸗ 


trage des Vorſitzenden der Wahlenprüfungs⸗Commiſſton, Herrn v. Unr 
aus dem Gru 


n tv b. 
dem Grund widerſetzen, weil durch den obigen Veſchluß indirect der Sa 
bn e een deen ſei. Der Vortrag findet jedoch 1 un 
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Hefe 


— 
Nirlin mit, 100 Thlr. 


Stadt · T ö zu Pof Norto für Papiergeld if 1 x und 1. Brief- von Poſen nach Merle wer, nn 
Theater in Poſen. Porto für Papiergel eiſungen de.) 5 x ſchw j 
even den ir e Liebe im Staatspapiere bei Versendung mit der Poſt fo be⸗ Weg KA arirt 1 ear, m 
— Vorber; Luſtſpiel in 2 Akten ven A. Cosmar. deutend ermäßigt worden, daß ſolches wenig mehr für an Brief von Poftg cn EHRE 
Rahbarin: I, war ich, oder: Die taube als das Porto für gewöhnliche Briefe beträgt, ließ 5 oh (wer, 


i viel in 1 Ak Huth. — Zum 
Schluß: Die S Akt von Huth. — Zu 
Pantomime a N im Ungarn; komiſche 
rangırt von E. Geſſau. ud lebenden Bildern, ar⸗ 


Bekanntmachun 0 


Nachdem durch die Allerhöchſte 
* a K bi 8 
vom 8. April d. 2. (Geſetzſammlung Arg 14 8 


e 
u 


ſich erwarten, daß die Verſendung von Kaſſen⸗An⸗ 
weiſungen ohne Deklaration aufhören oder doch ſich 
vermindern würde, weil, wenn Briefe mit nicht de⸗ 
klarirten V gehen, geſetz⸗ 
lich dafür kein Erſatz gewährt wird. ] . 
wartung ſich nicht beſtätigt hat, ſo machen wir das an Porto 
Publikum auf jene Portoermäßigung aufmerkſam, 
nnd führen beiſpielsweiſe an, daß für 


Kaſſen-⸗Anweiſungenetlarirt 81 
undeklarirt 

für ein Brief von 
ae 
undeklartrt ! f 

len iſt. is 

da 42, Zul 18 8. u 
5 Ober-Poſt⸗Amt. E 


Sgr., b 
Fri S it 500 
nach Stettin mit Thlr. 
a über, 2—8 Loth ſchwer, 
„Sgr. — dcklarirt 14 Sgr. 
u 


Da dieſe Er⸗ 
Poſen, 


Weizen nach Qualität 


Sgr. 1 Pf., auch 1 Rthlr. 3 Sgr. 4 Pr.; Gerſie 26 Sgr. 8 Pf auch 


7 


— 


Aufgebot. j 
Im Hypothekenbuche des im Schildberger Kreiſe 
Großherzogthums Poſen belegenen adeligen Gu— 
s Grembanin, ſtehen Rubrica HI No. 7. 


250 Rihlr. zu 5 pro Cent verzinslich, für die Er⸗ = 


en des Joſeph von Magnuski auf Grund des 
orotokollariſchen Anerkenntniſſes des Beſiters vom 
17ten Juni 1796 eingetragen. 5 
Der gegenwärtige Beſitzer, Tribunalsrichter Con⸗ 
ſtantin Hermenegild von Kreski behauptet, 
daß dieſe Won getilgt ſei und hat, da er keine Quit⸗ 
tung beibringen kann, und die Joſeph von Mag— 
nuskiſchen Erben unbekannt ſind, deren Aufgebot 
e ele werden f. 
emzu erden folgende mu i 
des Joſeph von Mga gels . 
1) die Conſtantia zuerſt verchelichte v. Szezer⸗ 
binska, demnächſt verehelichte v. Grabow⸗ 
ska und zuletzt verehelichte von Gutowska, 
geb. v. Magnuska, 
2) der Felir v. Grabowski, 
3) der Martin v. Skörzewski, als Ehegatte 
der Albina geb. v. Grabowsta, 
4) der Ignatz Boleslaus v. Skörzewski, 
5) die Marianna Deſideria v. Skörze— 
wo ka, 
6) die Frauciska v. Madalinska, geborne 
v. Grabowska, 
7) der Eduard v. Kreski, 
8) die Laura v. Sulimirska geb. v. Kreska 
103 pr nat v. Kreski, ö 
e Maryanna v. Ki 5 
ee 9 Kiedrzynska geb. v. 
11) die Eva v. Nerska geb. v. Kr 
12) der Artaxerxes v. Nate 
13) der Napoleon v. Rekowski, 
14) der Conſtantin v. Rekowski, 
15) die Stephanie v. Wezyk geb. v. Nekowska, 
16) die Defideria v Pagowska geb v. Res 
. gowska, 
17) die Anton ina v. Walewska und 
Bann v. Walewska, 
und überhaupt alle diejenigen, welche als Eigenthü⸗ 
mer, Erben, Ceſſionarien, Pfand- oder 29885 


haber, oder aus irgend einem an 
Anſprüche an „ eee 
haben vermeinen, aufgefordert, dieſe Anfpr; 5 


teſtens in dem am 3. November 1848 Verte 


um 10 Uhr vor dem Deputirten Oberlandes-Ge⸗ 
richts⸗Referendarius Keigel in unſerem Inſtruk⸗ 
tions⸗Zimmer anſtehenden Termin geltend zu ma⸗ 
chen, widrigenfalls die aufgebotene Poſt für getilgt 
erachtet werden wird. 
Poſen, den 27. Mai 1848. 
Königliches Dber» Landes Gericht; 
Abtheilung für die Prozeßſachen. 


Pferde⸗ Verkauf. 

Mittwoch den 20. September d. J. Vor⸗ 
mittags 9 Uhr ſollen auf dem Wilhelmsplatze hier⸗ 
ſelbſt circa 50 Stück zur Ausrangirung kommende 
Dienſtpferde des Königlichen 7ten Hufaren-Regi⸗ 
ment gegen gleich baare Bezahlung in Preuß. Cous 
rant öffentlich an den Meiſtbietenden verkauft wer— 
den, was hiermit zur Kenntniß des Publikums ge⸗ 
bracht wird. 8 

Poſen, den 31. Auguſt 1818. 

Das Kommando des Königlichen 7. Hu⸗ 

5 farene Regiments. 


Auktions⸗ Bekanntmachung. 
Im Auftrage des hieſtgen Königlichen Land- und 
Stadtgerichts werde ich auf 
den 22fen September c. Vormittags 
* um 10 uhr 
vor dem hieſigen Gerichtsgebäude 
1) zwei noch ganz gut erhaltene Landauer Kutſch⸗ 


wagen, 
2) zehn Stück Kühe, 
gegen gleich baare Bezahlung in Preußiſchem Cou⸗ 
rant verſteigern, wozu Kaufluſtige eingeladen werden. 
Grätz, den 17. Auguſt 1818. 
er Auktions⸗Commiſſaris Kilian. 


Bekanntmachung. 

Dienſtag den 26ften d. M. von Vormittags 
9 Uhr ab werde ich in Wapno bei Erin circa 8000 
Centner gemahlenen Gyps an den Meiſlbietenden 
verkaufen. a 

Wongrowiec, den 10. September 1848. 

Thiel, Auktions⸗Commiſſarius. 


— . ̃ — 

Ein praktiſcher Arzt, der polniſchen und deutſchen 

Sprache gewachſen, zugleich Geburtshelfer, findet 

in einer Kreisſtadt des Großherzogthums Mofen eine 

gute Placirung; wo? weiſt die Expedition der 
Zeitung nach. 
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Fahrplan 
der Stargard-Poſener Eiſen⸗ 


bahn. f 
Von Poſen ab 
unge | Vor⸗ Nachmit⸗ 
Stationen a mitt. | tags 
zahl IM. M.] uhr Min. 
Abfahrt von Polen. 17 | us 91441 4 4 
= „Rokitnice. 2 10133 436 
4 „ SZamte . 2 1042 5 11 
„ Wronke. 2 1116 5 50 
„ Drazig 31 12 11 6.43 
. s Woldenberg 4 12158 Pe ms 
Ankunft in Stettin - 31 9 5 10 28 
5 
Ankunft in Berlin 18 | 9135| 4 58 
siıl 


Nach Poſen 77 


0 Mittags 


Morgens 


Stationen. 
ER [Uhr Min. | Uhr Minut, 
Abfahrt von Berlin . 6 4511 | 30 
. „Stettin 11 20 5 — 
andern Morgens 
. „Woldenberg 2 561277 — 
4 „Dratzig - 3 46] 7 58 
. „ Mronfe 4 33 8 51 
s = Guamttl.. 5 9 9 31 
. „Rokitnice 5 36 10 14 
Ankunft in Poſen . 6 2110| 13 


Die Verfonenfabrpreife betragen auf unferer Bahn 
durchſchnittlich für die Meile in den drei verſchie— 
denen Wagenklaſſen 3 Sgr., 44 und 6 Sgr., mit der 
geringen Abweichung, daß eine nicht volle Viertelmeile 
hier als voll, dort gar nicht berechnet iſt. 

Darnach iſt der Perſonen⸗Fahrpreis: 

in der Wagenklaſſe 
J. II. III. 


zwiche 1 em j he Sar. Sor. Sar. 
inte ung Famfer: 2 8. 8 2 
„ Samter und Wronke. . . 15. 11. 7. 
„Wronke und Dratzig. . . 21. 153. 103. 
„ Dratzig und Woldenberg 23. 17. 11z. 


Nele. far. Rtlr. far. Rtlr. for. 
„ Mofen und Stettin 5. 13. 4. 2. 2. 214 
„ Polen und Berlin 8. 28. 6. 213. 4. 14. 
Kinder bis 10 Jahren zahlen die Hälfte. Jeder 


»Reiſende hat 50 Pd. Gepäck frei, Kinder 25 Pfd. 


Frachtgüter zahlen zwiſchen Poſen und Steitin, 
wenn dergleichen von geringem Werthe oder ſchwer 
mit geringem Umfange ſind, z. B. Getreide, Holz, 
Eiſen, Zink, Kupfer ꝛc. für den Centner 75 Sgr., 
ſonſt und als Regel 10 Sgr., und Möbel, Betten 
ꝛc. 15 Sgr. N 
„Dieſer Preis, bei über 27 Meilen, beträgt alſo 
für einzelne Stationen eine Meile der Centner nach 
den Gegenständen 31 — 44 und 63 Pfennige. 

Ausführliche Fahrpläne ſind für 1 Sgr und uns 
fer Betriebs-Reglement, welches die gegenfeitig ver⸗ 
pflichtenden Beflimmungen, unter welchen Perſonen⸗, 
Güter⸗, Vieh- und Equipanen- Beförderung auf uns 
ſerer Bahn übernommen wird, iſt zu 2 Sgr. auf 
allen unſeren Bahnhöfen zu erhalten. 

Stettin, den 20. Auguſt 1818. f b 
Directorium der Stargard-Poſener Eiſen⸗ 

bahn- Geſellſchaft. 


Maſche. Fraiſſinet. Hartwich. 


Diejenigen, welche eine Forderung an mich zu 


machen mögen ſich bald melden. 
8 T. Claude, Färber. 


Rittergüter verſchiedenen Flächeninhalts in Schle⸗ 
fin, Oberſchleſten, Großherzogthum Poſen, ſo wie 
an der Netze, ſind mir zu verkaulen übertragen wor⸗ 
den, und haben einige Güter außer dem niedrigen 
Preis und mäßiger Anzahlung noch die vortheilhafte 
Bedingung, daß ſichere Hypotheken oder großartige 
Grundſtücke in den Städten Berlin, Breslau, Dres- 
den, Poſen anttatt baarer Anzahlungen angenom- 
men werden, und der Reſt der Kaufgelder mit 4 $ 
eine geraume Zeit ſtehen bleiben kann. Wer die 
günſtige Conjünktur wahrnehmen will, melde ſich 
recht bald in der Güter-Agentur 

Wilhelmsplatz No. 16. bei 
Herrmann Mathias in Poſen. 


neid il, 2 * das Dachdecken, 


Bei feinem Abgange nach Namslau empfiehlt 
ſich Freunden und Bekannten 
Theodor Abicht, 


ſitzt und Luſt hat, die Lithographie zu erlernen, fin⸗ 
det ſogleich oder zum Iften Oktober c. ein Unterkom⸗ 
men in der Steindruckerei des 2 

f Julius Dütſchke, 
Poſen, Markt Nro. 8. 


Ein Haushälter findet Unterfommen im Hotel a 
la ville de Rome. 

In dem Grundſtück Bergstraße No. 13. iſt eine 
große, febr bequeme, im erſten Stock belegene Fa⸗ 
milien⸗Wohnung fofort zu vermiethen. 


T l 
F III I Ti 
N Wilhelmsplatz No. 4. iſt die gauze 2. Etage 
1 nebſt Stallung und Wagen-Remiſe vom Iſten 8 
Oktober d. J. zu vermiethen. 
Poſen, den 9 September 1818. 
EEE 


U 


— 


In meinem Hauſe, Markt No. 44, 

WE; das Lokal im Iften Stock, in wel⸗ 

chem das Möbel» Magazin ſich befindet, von Mies 
chaeli c. ab zu vermiethen. F. W. Grätz. 


Am [Sten September eine bequeme Gelegenheit 
nach Danzig. Zu erfragen gr. Gerberſtraße No, 
54. 2ten Stock. 


Was in der geſtrigen Poſener Zeitung No. 213. 
über den Vorfall auf dem Eiſenbahnhofe zu Sam⸗ 
ter angeführt worden iſt, beſtätige ich hierdurch. 
Ich war Augenzeuge dieſes Vorfalls. 

Friedr. Bielefeld. 


Beſcheidene Antwort auf die beſcheidene An⸗ 
frage in der Beilage zur Poſener Zeitung vom 13ten 
d. M. No. 213. 

Ein Klempner iſt kein Dachdeckermeiſter. Es han⸗ 

delt ſich bei der erwähnten Anfrage, die voller Brod⸗ 

nicht um einen 

en. — Ein geprüfter Dachdecktr⸗ 

meiſter muß mit Ziegeln, Schiefer, Metall ac. der⸗ 
Joſeph Disro, 

geprüfter Dachdecker meiſter und Blitz⸗ 
ableitersAnfertiger. 


ken können. 


Beſcheidene Anfrage an Herrn Moritz Sch.. k! 

Um ein altes, ariſtokratiſches Fräulein heirothen 
zu können, belieben Sie wohl, Ihren Schwieger⸗ 
vater verhungern zu laſſen. 18. 


Berliner Börse. 


y Den 12. September 1848. * Zins£ | Brief, Geld. 
Staats-Schuldscheine . - ne 3188194 734 
Seehandlungs-Prämien-Scheine. ... | — | — — 
Kur- u. Neumärkische Schuldversch. 33 — . 
Berliner Stadt- Obligationen 3 N 
Westpreussische Pfandbrieke . 31 — 1 
rossb. Posener TBB TELIERL TR SITE 414 95 
— NE nn 3 — 78 
Ostpreussische fen re * 86 
Pommersche dens, 31 — 894 
Kur- u. Neumäkk 31 891 897 
Schlesische ee a 
x v. Staat garant. L. B. 33 — 
Preuss. Bank-Antheil-Scheine re 814 
Friedrichsdor „ „„ — 137 1357 
Andere Goldmünzen A 5 Rthl r.. — 12% 123 
Diseonto iet te. Ui. — 34 4 
Eisenbahn- Actien, 
ö voll eingezahlte: 
Berlin-Anhalter A. . 4 87 — 
2 Priorität s 4 — ve 
Berlin-Hambur ger. 1 
Priorität s 44 2 
baten, 4 . 1 + 534 
R 7 „e eee 
en a ae 4 — 88 
öln-Mi „ : — 7 
K * es prioritzts. 40 — 8 5 
Magdeburg- Halberstädter. . . \ 4 — 11013 
Niederschles.-Märkis che. 37 — 681 
» Prioritäts- . 4 gr 2 
5 ” 3 — — 
1 III. Serie 5 — — 
Ober-Schlesische Litt. K.. 3 891 ss 
f B ek A : 8943 89 
Rheinische. 5 ER ne ii — ul © 
» Stamm-Prioritäts- .... . . 4 22 — 
„ Prloritäts N e 1 — 
* v. Staat garantirt — — 
Thüringer 1 cc hi | — 52 
Stargar Posener enen .. 4 — 674 


